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11.150  Familienergänzende Kinderbetreuung 

	Zusammenfassung

Mit den Änderungen im Sozialhilfe- und Präventionsgesetz (SPG) verfolgt die Regierung folgende Ziele:

· Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf
· Verbesserung der Integration von Kindern aus sozioökonomisch benachteiligten Familien
· Verbesserung der Chancengerechtigkeit bei Kindern.
· Stärkung des Wirtschaftskantons 

Der alv unterstützt diese Ziele und ist sich bewusst, dass sich die Verbesserungen auch auf den Schulbetrieb positiv auswirken werden, wenn auch die Vorlage nicht mehr so eng mit der Schule gekoppelt ist.
Der alv ist der Meinung, dass die Änderungen im SPG wesentliche Verbesserungen bringen:
· Die familienergänzende Kinderbetreuung im Vorschulalter ist für die wirkungsvollste Massnahme für die Förderung von Kindern aus sozioökonomisch benachteiligten Familien.

· Die Angebotspflicht ist für die Chancengerechtigkeit sehr wichtig.
· Die Subjektfinanzierung ermöglicht die Kostenbeteiligung der öffentlichen Hand bei der Betreuung auch ausserhalb der Gemeinde.
· Die finanzielle Beteiligung des Kantons im Schulbereich erhöht die Akzeptanz bei den Gemeinden.
· Die Definition von Normkosten trägt zur Vereinheitlichung der Tarife bei.
Hier sieht der alv weiteren Handlungsbedarf: 

· Im Bereich der Oberstufe darf das obligatorische Angebot des Mittagstisches nicht wegfallen.
· Es darf kein Rahmen für den Sockelbeitrag bestehen, dieser muss auf  Fr. 10.-/Tag festgesetzt werden dürfen.
· Die Tarifstruktur bedarf zweier zusätzlicher Festlegungen durch den Kanton: 

· Der Kanton legt einen minimalen Grenzbetrag fest, ab welchem kostendeckende Beiträge von den Eltern gefordert werden.
· Der Kanton legt einen Geschwisterrabatt fest.
· Der Kanton legt fest, in welchem minimalen Rahmen ein Bedarf durch die Eltern angemeldet werden kann.
· Die Aufsicht wird kantonal geregelt.
Die Vorlage richtet sich am Machbaren aus. Der alv akzeptiert dies, wünscht jedoch Verbesserungen im Sinne eines gleichwertigen Angebots für alle.

Der alv empfiehlt, auf die Vorlage einzutreten und die nachfolgend aufgeführten Verbesserungen vorzunehmen.



Allgemeine Ausführungen 
Die nun vorliegende Botschaft ist stark auf die Familienförderung ausgerichtet. Um dieser Zielsetzung auch gerecht zu werden, ist es wichtig, dass eine familienpolitische Gesamtschau mit überprüfbaren Wirkungszielen ausgearbeitet wird. Der Kanton benötigt ein Konzept wie die Gemeinden mit stark variierender Nachfrage aufgrund der unregelmässigen Beschäftigungssituation vieler Erwerbstätiger umgehen können.
Ebenso ist es wichtig, dass die verschiedenen Akteure im Umfeld der Betreuungsangebote aufgefordert werden, sich zu vernetzen um gemeinsame Lösungen für sich abzeichnende Schwierigkeiten zu suchen. 
In diesem Zusammenhang sei nochmals betont, dass die Vernetzung mit der Schule ein wichtiger Faktor für die umfassende Unterstützung der Kinder ist.
Die frühe Unterstützung ist ein wirksames Mittel, um die Kinderarmut zu senken und somit der Chancengerechtigkeit Rechnung zu tragen. In diesem Zusammenhang wünscht der alv, dass der Elternbildung und Elternberatung ein höherer Stellenwert zugemessen wird. 

Änderungsanträge
SPG § 39  Angebot der Gemeinden

Der Beschränkung des Angebots der Betreuung bis zum Ende der Primarschule kann der alv zustimmen. Hingegen ist das Angebot eines Mittagstisches für die Oberstufe eine sehr sinnvolle und für die Schule auch wirksame Massnahme. Erfahrungsgemäss besteht dafür eine Nachfrage. Jugendliche, die sich ausgewogen ernähren sind in der Schule merklich leistungsfähiger. Es ist daher für die Schule wichtig, dass diese Angebote weiterhin bestehen und auch finanziell unterstützt werden.

· SPG § 39 Absatz 1 (ergänzen):
(ergänzen:) … bis zum Ende der Primarschule, sowie eines Mittagstischangebots für die Oberstufe. Sie können diese Aufgabe…

2 (keine Änderung)
· SPG § 39 Absatz 3 (ergänzen):
(ergänzen:) Der Kanton regelt den Mindestbedarf.
SPG § 39a  Elternbeiträge

Sämtliche Untersuchungen und deren Auswertung von bestehenden Angeboten, zeigen auf, dass es entscheidend ist, wie hoch die Beiträge sind. Werden sie zu hoch angesetzt, werden zum vornherein zu viele Familien vom Angebot ausgeschlossen. Ein Angebot, das für alle finanzierbar ist, ist jedoch für die Zielerreichung unabdingbar. Der alv ist daher überzeugt, dass ein tiefer Sockelbeitrag festgelegt werden muss.
Für die Nutzung des Angebots ist es für Familien mit mehreren Kindern notwendig, einen Geschwisterrabatt anzubieten.
· SPG § 39a Absatz 1 a): 

(ändern:) einen Sockelbeitrag.
· SPG § 39a Absatz 2 (ergänzen): 

(ergänzen:) die Gemeinde legt die Elternbeiträge, sowie den Geschwisterrabatt fest.
SPG § 39b Aufsicht und Bewilligung
Die Aufsicht über die Angebote ist ein wichtiger Qualitätsfaktor, dem viel Beachtung geschenkt werden muss. Es werden nur Angebote auch längerfristig genutzt, die eine hohe Qualität sicherstellen können. Es ist daher wichtig, dass die Überprüfung der Angebote auch im Sinne einer Gleichbehandlung durch den Kanton geschieht. Der Kanton kann diesen Auftrag auch an eine externe Fachstelle abgeben. 
· SPG § 39b Aufsicht und Bewilligung
1 (ändern:) …Bewilligung der zuständigen kommunalen Behörde. Dem Kanton obliegt die Oberaufaufsicht. 
